BFH Bundesfinanzhof #

Beschluss vom 09. Februar 2010, |1l B 148/09

Verletzung der Pflicht zur Sachaufklarung durch unzureichende Zeugenbefragung
BFH IIl. Senat
FGO & 76 Abs 1, ZPO § 295

vorgehend Hessisches Finanzgericht , 19. Juli 2009, Az: 5 K 2866/07

Leitsatze

NV: Macht ein Klager im Verfahren uber die Nichtzulassungsbeschwerde geltend, das FG habe den Sachverhalt wahrend
der Zeugeneinvernahme unzureichend aufgeklart, so kann diese Ruge nur dann Erfolg haben, wenn er die Art der
Zeugenbefragung in der mundlichen Verhandlung geriigt hat .

Tatbestand

1 I Die Klagerin und Beschwerdefihrerin (Klagerin) bezog fur ihren am 15. August 1986 geborenen Sohn (S)
Kindergeld. Nachdem die Beklagte und Beschwerdegegnerin (Familienkasse) davon Kenntnis erlangt hatte, dass S
im Zeitraum Dezember 2004 bis Januar 2007 nicht bei der Agentur fur Arbeit als Arbeitsuchender gemeldet war,
hob sie mit Bescheid vom 27. Juli 2007 die Festsetzung fiir den Zeitraum Dezember 2004 bis Januar 2007 sowie ab
Juli 2007 auf und forderte einen Betrag von 4.004 € zuruck. Einspruch und Klage hatten keinen Erfolg. Das
Finanzgericht (FG) fuhrte u.a. aus, ein ernsthaftes Bemiihen um einen Arbeitsplatz oder um einen Ausbildungsplatz
sei nicht nachgewiesen worden. Eine Arbeitslosmeldung vom Juli 2004 sei fur den Streitfall nicht von Bedeutung.
Nach Aussage der als Zeugin vernommenen Ausbildungsberaterin habe S nicht die ihm zumutbaren MaRnahmen fiir
eine erfolgreiche Suche nach einem Ausbildungsplatz ergriffen.

2 Mit der Nichtzulassungsbeschwerde riigt die Klagerin eine Verletzung der Pflicht zur Sachaufklarung (8 76 Abs. 1
der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FG habe es versaumt, ihren Sohn, der als Zeuge vernommenen worden sei,
in der mundlichen Verhandlung zu seinen eigenen Bemihungen um einen Ausbildungsplatz zu befragen. Die
Vernehmung habe sich auf die Erérterung der Umstande seiner Meldung als Ausbildungsuchender beschrankt. Hatte
das FG S zu seinen eigenen Bemuhungen befragt, so hatte es feststellen kdnnen, bei welchen Firmen und in
welchen Zeitraumen sich S beworben habe.

Entscheidungsgrunde

3 Il. Die Beschwerde ist unbegriindet und wird durch Beschluss zurlickgewiesen (§ 116 Abs. 5 Satz 1 FGO). Der
gerugte Verfahrensmangel (8§ 115 Abs. 2 Nr. 3 FGO) liegt nicht vor.

4 Die Klagerin rugt im Streitfall, das FG habe seine Pflicht zur Sachaufklarung verletzt (§ 76 Abs. 1 FGO). Auf die
Einhaltung des im finanzgerichtlichen Verfahren geltenden Untersuchungsgrundsatzes kann ein Beteiligter jedoch
ausdricklich oder durch Unterlassen einer Ruge verzichten (8 155 FGO i.V.m. & 295 der Zivilprozessordnung). Ist z.B.
fur ihn erkennbar, dass das FG einen vor der muindlichen Verhandlung beantragten Beweis nicht erheben will und
unterlasst er es, dies rechtzeitig zu rligen, so hat dies den endgultigen Riigeverlust zur Folge (standige
Rechtsprechung, z.B. Senatsbeschluss vom 12. Juli 2007 111 B 138/06, BFH/NV 2007, 2131; Graber/Ruban,
Finanzgerichtsordnung, 6. Aufl,, § 115 Rz 101, 103, m.w.N.). Entsprechendes gilt, wenn --wie im Streitfall-- die
unzureichende Aufklarung des Sachverhalts wahrend der Zeugeneinvernahme geriigt wird (Beschluss des
Bundesfinanzhofs vom 22. Oktober 2009 V B 108/08, BFH/NV 2010, 170). Aus dem Protokoll iber die miindliche
Verhandlung vom 20. Juli 2009 geht nicht hervor, dass die durch einen Rechtsanwalt vertretene Klagerin die Art der
Zeugeneinvernahme gerugt hat. Auch ist nicht verstandlich, weshalb der Prozessbevollmachtigte nicht selbst den
Zeugen S so detailliert zu dessen Ausbildungsbemiihungen befragt hat, wie es seiner Ansicht nach das FG hatte tun
mussen.

Seite 1 von 2


https://www.bundesfinanzhof.de/de/

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 2 von 2


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201050168/

	Beschluss vom 09. Februar 2010, III B 148/09
	Leitsätze
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe


